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die dazu gemachten Angaben der Universität näher geklärt 
werden müssen. Unzweifelhaft ergibt sich aber aus der Stel- 
lungsnahme der Universität, daß der Kläger in dem fraglichen 
Zeitraum erfolgreich Prüfungen abgelegt hat, wofür ihm unter 
Anrechnung auf die Gesamtfreistellungszeit nicht nur für den 
eigentlichen Prüfungstag selbst, sondern auch für eine ange
messene Zeit in Vorbereitung hierauf hätte Freistellung ge
währt werden müssen. Für diese Zeit sowie für weitere Lehr
veranstaltungen stand es dem Betrieb nicht frei, sich hierfür 
eine besondere Genehmigung zur Freistellung vorzubehalten, 
wie andererseits dafür auch ein Anspruch auf Ausgleichszah
lungen nicht hätte versagt werden dürfen, gewissermaßen als 
Sanktion für das unkorrekte Verhalten.

Es wird nunmehr darauf ankommen, für den Zeitraum vom
11. Januar 1988 bis 8. Februar 1988 exakte Feststellungen dar
über zu treffen, für welche Tage bzw. Zeiträume dem Kläger 
ein gesetzlicher Freistellungsanspruch zustand. In diesem Um
fang hat er auch Anspruch auf Ausgleichszahlung in Höhe 
seines Durchschnittslohns. In Ausübung der Hinweispflicht 
des Gerichts wird der Kläger anzuhalten sein, statt des Scha
denersatzes die Zahlung von Durchschnittslohn im Umfang 
des berechtigten Freistellungsanspruchs zu beantragen.

Bezogen auf die Versagung von Ansprüchen des Klägers 
auf Ausgleichszahlungen, auf deren Bestehen statt der be
gehrten Schadenersatzansprüche der Kläger hätte hingewiesen 
werden müssen, kann das Urteil des Bezirksgerichts keinen 
Bestand haben, weil es insoweit mit dem Gesetz nicht über
einstimmt (§ 182 AGBd. V. m. § 2 Abs. 2 der FreistellnngsAO). 
Auf den Kassationsantrag war es deshalb aüfzuheben. In 
diesem Umfang ist der Streitfall zur erneuten Verhandlung 
über die vom Kläger gegen das Urteil des Kreisgerichts ein^ 
gelegte Berufung an das Bezirksgericht zurückzuverweisen 
(§ 162 Abs. 1 ZPO).

Familienrecht
§ 172 Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 4 ZPO.
Um die Prozeßparteien vor Kosten zu bewahren, die ihnen 
bei richtiger Verfahrensdurchführung nicht entstanden wä
ren (hier: Doppelbelastung), ist der Gebührenwert erforder
lichenfalls nach § 172 Abs. 4 ZPO herabzusetzen.
OG, Urteil vom 19. Oktober 1989 - OFK 33/89.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde 1985 geschieden. In einer 
außergerichtlichen Vereinbarung hatte sich die Verklagte be
reit erklärt, dem Kläger ein während der Ehe mit einem 
Wochenendhaus bebautes Grundstück zu übertragen, dessen 
Alleineigentümer sie ist. Da sie diese Absicht nicht erfüllt hat, 
hat der Kläger in der Folgezeit beim Kreisgericht verschiedene 
Klagen erhoben.

Mit der Klage vom 29. September 1987 (1. Verfahren) hat 
der Kläger beantragt, die Verklagte zur Zahlung von 19 700 M 
zu verurteilen. Er begehrte die Erfüllung eines Erstattungs
anspruchs von etwa 11 000 M aus der Verteilung des ehelichen 
Eigentums, den er wegen der beabsichtigten Regelung zum 
Wochenendgrundstück zuvor nicht geltend gemacht hatte, und 
des weiteren die Ausgleichung von Geldleistungen, die er für 
das Grundstück der Verklagten erbracht hatte.

Vor der Entscheidung des Kreisgerichts im 1. Verfahren 
hatte der Kläger eine weitere, am 16. Juni 1988 beim Kreisge
richt eingegangene Klage mit dem Antrag erhoben, ihm einen 
Wertausgleich für seine Leistungen bei der Errichtung und 
dem Ausbau des Wochenendhauses in Höhe von 13 061 M zu
zuerkennen und ihm am Wochenendgrundstück ein Vorkaufs
recht einzuräumen (2. Verfahren).

Zugleich hat er beantragt, die beiden Verfahren zu verbin
den. Das Kreisgericht hat keine Verbindung vorgenommen.

Im 1. Verfahren hat das Kreisgericht der Klage mit der 
Maßgabe stattgegeben, daß der Anspruch des Klägers durch 
Aufrechnung mit einer Gegenforderung der Verklagten über 
etwa 12 000 M, die sich aus einem gemeinschaftlichen Spar
guthaben ableitete, als teilweise erfüllt anzusehen ist.

Die Berufung des Klägers gegen dieses Urteil hat das Be
zirksgericht kostenpflichtig abgewiesen. Im Rechtsmittelver
fahren hatte der Kläger wiederum auf eine Verbindung mit 
den Ansprüchen aus dem noch beim Kreisgericht anhängigen
2. Verfahren hingewiesen. Nach dem Protokoll der Verhand
lung hat der Kläger u. a. beantragt, die Verklagte zur Zahlung

weiterer 37 000 M zu verurteilen. Diesem — ausweislirfi des 
Protokolls zu Beginn, der mündlichen Verhandlung gestell
ten — Antrag folgen Ausführungen des Klägers zu seinem An
spruch, aus denen sich eindeutig ergibt, daß er 25 000 M von 
der Verklagten als Ausgleich für die während der Ehe erfolg
ten Werterhöhungen für ihr Grundstück fordert, dessen Wert 
aus seiner Sicht 50 000 M beträgt.

Das Bezirksgericht hat die Berufung insoweit als unzu
lässig abgewiesen. Die Kosten des Verfahrens wurden dem 
Kläger auferlegt. Das Bezirksgericht hat den Gebührenwert 
für das Rechtsmittel verfahren auf 39 000 M festgesetzt. Es 
rechnete die Geldforderungen von 12 000 M in Verbindung 
mit dem Sparguthaben sowie 25 000 M Ausgleich und 2 000 M 
Wert für ein Vorkaufsrecht für das Grundstück zusammen.

Gegen diesen Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Der Beschluß des Bezirksgerichts verletzt § 172 Abs. 1 Ziff. 3 
und Abs. 4 ZPO.

Das 1. Verfahren betraf familienrechtliche Ansprüche zur 
Eigentumsverteilung geschiedener Ehegatten (§ 39 FGB). Dem
zufolge war gemäß § 172 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO der Wert für die 
mit der außergerichtlichen Vereinbarung und dem Spargut
haben verbundene Forderung von ca. 12 000 M mit der Hälfte 
des im Berufungsverfahren noch umstrittenen Wertes auf 
6 000M festzusetzen (vgl.. OG, Urteil vom 25. August 1981 — 
3 OFK 27/81 - NJ 1982, Heft 2, S. 89).

Das Bezirksgericht hat des weiteren nicht beachtet, daß 
die Prozeßparteien vor Kosten zu bewahren sind, die ihnen 
bei richtiger Verfahrensdurchführung vor dem Kreisgericht, 
nämlich der Verbindung der Verfahren und der einheitlichen, 
umfassenden Klärung aller Ansprüche, nicht entstanden wä
ren. Es hat nicht erkannt, daß es dem Kläger im Verfahren 
vor dem Bezirksgericht um nichts anderes als vor dem Kreis
gericht ging, nämlich beide Verfahren zu verbinden, um über 
alle Ansprüche zwischen den geschiedenen Ehegatten in 
e i n e m  Verfahren zu befinden. In diesem Sinn hätten die 
vom Kläger gestellten Anträge verstanden und protokolliert 
werden müssen. Die in dem beim Kreisgericht noch anhän
gigen Verfahren, zu klärenden Ansprüche über Wertausgleich 
von 25 000 M und Vorkaufsrecht wären demzufolge nicht in 
die Berechnung des Gebührenwerts für das Verfahren vor 
dem Bezirksgericht einzubeziehen gewesen. Diese Werte 
gehen in die Berechnung des Gebührenwerts in dem noch an
hängigen Verfahren ein und, falls gegen die künftige Ent
scheidung Berufung eingelegt wird, gehen sie ganz oder teil
weise in die Berechnung des Gebühren Werts für das folgende 
Verfahren vor dem Bezirksgericht ein.

Da das Bezirksgericht infolge der von ihm vorgenomme
nen Protokollierung der Anträge und der Abweisung der Be
rufung als insoweit unzulässig diese Ansprüche bei der Be
stimmung des Gebührenwerts zu berücksichtigen hätte, hätte 
es, um die Prozeßparteien vor einer kostenmäßigen Doppel
belastung zu bewahren, auf eine Herabsetzung des Gebüh
renwerts nach § 172 Abs. 4 ZPO zukommen müssen. Unter 
Beachtung der dargelegten Umstände wäre der Gebühren
wert nach § 172 Abs. 4 ZPO wesentlich geringer festzusetzen 
gewesen.

Aus den angeführten Gründen war der Beschluß des Be
zirksgerichts aufzuheben und der Gebührenwert für das Be
rufungsverfahren auf insgesamt 6 200 M festzusetzen (§ 162 
Abs. 1 ZPO).

Zivilrecht 1

§§ 312 Abs. 1, 59 Abs. 1, 314 Abs. 6, 296, 356, 357 ZGB.
1. Die Genehmigung eines ohne Vertretungsbefugnis abge
schlossenen Grundstüdesnutzungsvertrages bedarf der glei
chen Form wie der Vertrag selbst.
2. Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zum Er
werb der von dem bisherigen Nutzer errichteten Baulich
keiten oder vorgenommenen Anpflanzungen bei Beendigung 
der Nutzung wegen Eigenbedarfs setzt das Bestehen eines 
wirksamen Nutzungsverträges voraus.


